
Das Parlament - Nr. 18-19 - 02. Mai 2016 IM BLICKPUNKT 9

Im Schatten von TTIP
ENTWICKLUNG Die EU drängt auf Wirtschaftsabkommen mit Ländern Afrikas. Kritiker sehen darin eine handelspolitische Erpressung

A
lle reden über das transat-
lantische Freihandelsab-
kommen TTIP, doch kaum
jemand über die Handelsab-
kommen zwischen der EU
und den Ländern Afrikas.

Diese wurden bereits 2014 paraphiert, müs-
sen aber noch unterzeichnet und ratifiziert
werden. Die Verhandlungen wurden ebenso
erbittert geführt wie bei TTIP, und die Kritik
ist nicht weniger fundamental.
Durch die neuen Wirtschaftspartnerschafts-
abkommen (WPA) zwischen der EU und
Afrika sollen sich Länder wie Ghana, Kenia
und Äthiopien noch stärker für Einfuhren
aus Europa öffnen. In ihnen sagt die EU zu,
keine Zölle auf Importe aus den Ländern der
Ostafrikanischen Gemeinschaft (EAC), des
südlichen Afrika (SADC) und Westafrikas
(ECOWAS und Mauretanien) zu erheben. Im
Gegenzug verpflichten sich die Handelspart-
ner, 80 Prozent ihrer Importzölle abzuschaf-
fen: schrittweise, je nach Produktkategorie
entweder sofort, in fünfzehn oder zwanzig
Jahren. Zwar sind manche Agrarprodukte
ausgenommen – in Ghana beispielsweise
Fleisch. Doch für die meisten Geflügelbau-
ern des Landes ist es ohnehin schon zu spät.

Übermächtige Konkurrenz Als das Land
bereits Anfang der 1990er Jahre begann, seine
Märkte zu liberalisieren, waren Hähnchen-
schenkel und -flügel für die europäischen
Züchter kaum mehr als Reste, die sie in West-
afrika billig loswerden wollten. In Europa be-
vorzugen die Verbraucher das magere Brust-
fleisch – der Export schien die Lösung. Für
die Bauern in Ghana waren die gefrorenen
Geflügelteile aus Europa aber eine übermäch-
tige Konkurrenz. Die Kunden waren nicht be-
reit, für die einheimischen Produkte mehr zu

zahlen. So trieben die Importe viele Geflügel-
bauern in den Ruin. 2003 verdoppelte die
ghanaische Regierung deshalb die Einfuhrzöl-
le,. Die internationalen Geldgeber duldeten
dies jedoch nicht. Die Abgaben trieben die
Preise in die Höhe und schadeten so den Ar-
men, erklärten etwa die Ökonomen des Inter-
nationalen Währungsfonds. Ghana blieb
nichts anderes übrig, als seine Zölle wieder zu
senken.
Die Konsequenz in Zahlen: Um das Jahr 2005
deckten Ghanas Geflügelbauern noch 80 Pro-
zent des einheimischen Be-
darfs selbst. 2010 waren es
nur noch fünf Prozent. Die
Exporte der EU in afrikani-
sche Länder hingegen haben
sich seit 2009 etwa verdrei-
facht.
Der Ruin von Ghanas Hähn-
chenbauern ist eine alte Ge-
schichte. Aber sie ist noch
aktuell, sagen die Kritiker
der neuen Handelsabkom-
men. Weil sie zeige, wie ge-
fährlich eine weitere Libera-
lisierung für die Entwicklung
der afrikanischen Volkswirtschaften sein
kann. Die Hähnchen seien dafür bloß das be-
kannteste Beispiel, sagt zum Beispiel Boniface
Mabanza.
Mabanza stammt aus der Demokratischen Re-
publik Kongo, er hat in Deutschland promo-
viert. Bei den Verhandlungen über die neuen
Abkommen war er als Vertreter der Zivilgesell-
schaft dabei. Das Ergebnis sei „alles andere als
fair“, sagt er. Im vergangenen Jahr tourte Ma-
banza mit Vertretern mehrerer Entwicklungs-
organisationen – Attac, Brot für die Welt, Mi-
sereor und andere – durch Deutschland, um
vor den neuen Abkommen zu warnen.

Die EU-Kommission sieht die Sache natürlich
anders. Aus Sicht ihrer Unterhändler birgt ei-
ne Liberalisierung die Chance auf mehr Inves-
titionen, eine modernere Wirtschaft, bessere
Wettbewerbsfähigkeit, Entwicklung und
Wohlstand in Afrika.
Wer hat Recht? Hinter dem Disput steckt eine
Grundsatzfrage: Wer hat etwas vom freien
Handel? In der Theorie ist die Antwort ein-
fach: Erst der Handel ermöglicht, dass jeder
das herstellt, was er am besten kann. Das
macht die Produktion effizienter, die Waren

günstiger, das Angebot vielfäl-
tiger. Davon haben die Konsu-
menten etwas, weil sie bessere
Waren für weniger Geld be-
kommen. Und die Produzen-
ten ebenfalls, weil sie sich auf
ihr Spezialgebiet konzentrie-
ren können und erfolgreicher
sind als zuvor.
Was aber, wenn ein Handels-
partner viel stärker ist als der
andere? Wenn er auch ohne
Freihandel schon so effizient
und in so großen Mengen
produziert, dass er nicht mehr

darauf angewiesen ist, bei anderen einzukau-
fen? Wenn seine Unternehmen darüber hi-
naus noch subventioniert werden? Dann hat
er womöglich keine Chance, argumentieren
die Gegner.
Für Mabanza kommt der freie Handel in sei-
ner bisherigen Form einem „Krieg der Rei-
chen gegen die Armen“ gleich. Die Reichen
machten die Regeln und würden noch rei-
cher, sagt er. Die Armen würden ärmer.
Der Ökonom Kwabena Otoo weiß, wovon
Mabanza spricht. Auch er war im vergange-
nen Winter auf der Anti-WPA-Tour durch
Deutschland unterwegs. Otoo ist auf einer Ka-

kaofarm in Ghana aufgewachsen und hat mit-
erlebt, wie sich die Verhältnisse auf dem Welt-
markt für die Bauern seines Heimatlandes ste-
tig verschlechterten. Während die Kakaopreise
sanken, wurden die Industrieprodukte aus
dem Norden immer teurer. Die Einheimi-
schen schafften es nicht, eigene Fabriken auf-
zubauen, die den Kakao zu Schokolade wei-
terverarbeitet hätten. Das erledigten ausländi-
sche Konzerne, zum Beispiel Nestlé. Sie be-
hielten auch den Gewinn.
Früher hätten Ghanas Bauern Tomaten in
großen Mengen produziert,
erzählt Otoo. „Aber weil
wir die Grenzen geöffnet
haben, kamen ungeheuer
große Mengen Tomaten-
mark, ordentlich verpackt,
zu einem sehr niedrigen
Preis, sehr einfach zu ver-
wenden, auf den Markt.“
Die europäischen Landwir-
te würden subventioniert
und bekämen zinsgünstige
Kredite; ein Bauer aus Gha-
na könne sich Geld nur zu
einem Zinssatz von 30 Pro-
zent leihen. Er könne mit der Konkurrenz
aus Europa schlicht nicht mithalten.
Welche Option bleibt? Nach Europa zu mi-
grieren, sagt Otoo. „Wenn man heute nach
Süditalien geht, indet man tausende Men-
schen aus Ghana, die Tomaten pflücken.
Und diese Tomaten kommen zurück nach
Ghana und zerstören dort den Markt.“ Ma-
banza und Otoo sind sich einig: Wenn die
EU den Ländern Afrikas helfen wolle, sich zu
entwickeln, dann braucht sie eine andere
Handelspolitik. Sie fürchten, dass durch die
neuen Abkommen die Massenimporte noch
zunehmen und weitere Existenzen ruiniert

werden. Dass die Afrikaner am Ende nur
noch Konsumenten europäischer Billigwaren
sind, statt selbst produktiv im internationa-
len Handel mitzumischen und ihren Regie-
rungen die Möglichkeit nimmt, Ausfuhrsteu-
ern zu erheben und mit den Einnahmen eine
eigene verarbeitende Industrie zu entwickeln
– für Tomatenmark zum Beispiel, für Scho-
kolade oder für Milchprodukte. Und sie ver-
muten, dass es den Europäern am Ende nur
darum geht, sich in Afrika Rohstoffe zu si-
chern und nicht schlechter dazustehen als

die Konkurrenz aus China.
Entwicklungsorganisationen
sehen durch die Abkommen
gar das Menschenrecht auf
Nahrung lokaler Kleinbauern
gefährdet.
Dabei klang es ganz anders,
als die Parteien im Jahr 2002
ihre Verhandlungen über die
WPA begannen. Durch eine
schrittweise Öffnung des
Handels im Einklang mit den
Regeln der Welthandelsorga-
nisation (WTO), hieß es, wol-
le man die Armut besiegen

und eine nachhaltige Entwicklung fördern.
Jahrzehntelang hatte Europa zuvor seinen
ehemaligen Kolonien aus Afrika, der Karibik
und dem Pazifik handelspolitische Vorzüge
eingeräumt. Im Lomé-Abkommen erlaubte
die EU den AKP-Staaten, ihre Produzenten
durch Zölle zu schützen, zugleich öffnete sie
ihnen den europäischen Markt. Als die WTO
die ungleichen Handelsbeziehungen kritisier-
te, mussten neue Verträge her. Anfangs ließen
sich die Afrikaner darauf ein. Doch dann ha-
be die EU mehr gefordert, als aufgrund der
WTO-Vorschriften nötig gewesen wäre, be-
richtet Mabanza. Die afrikanischen Delega-

tionen bremsten. Im Jahr 2011 verlor die EU-
Kommission die Geduld. Sie kündigte an, 18
AKP-Ländern den bevorzugten Zugang zum
europäischen Markt zu streichen, sollten sie
sich nicht entscheiden, die Abkommen zu ra-
tifizieren. Für Länder wie Kenia, dessen Wirt-
schaft stark von landwirtschaftlichen Expor-
ten nach Europa abhängt, war das eine ernste
Drohung. Der Verkauf von Schnittblumen,
Tee und Hülsenfrüchten ist eine wichtige De-
visenquelle für das Land. Im Oktober 2014
erhöhte die EU tatsächlich ihre Zölle – in Ke-
nias Hauptstadt Nairobi verrotteten die Boh-
nen in den Lagerhäusern, und die Bauern
mussten Arbeitskräfte entlassen.

Porzellan zerschlagen Jahrelang hatte sich
Kenias Regierung gegen das Handelsabkom-
men gewehrt. Jetzt knickte sie ein. Nachei-
nander paraphierten Westafrika (ECOWAs
und Mauretanien), das südliche Afrika
(SADC) und zuletzt Ostafrika (EAS) die
Verträge. In vielen afrikanischen Ländern
liegen die Abkommen schon beim Parla-
ment zur letzten Entscheidung. Doch das
Ultimatum der Europäischen Union hat
viel Porzellan zerschlagen. Die Regierungen
in Afrika fühlen sich unter Druck gesetzt,
ihre sachlichen Vorbehalte sind nicht ausge-
räumt. Nigeria, wirtschaftlich eines der
stärksten Länder des Kontinents, weigert
sich ganz, das WAP zwischen der EU und
ECOWAS mitzutragen. Derzeit spricht we-
nig dafür, dass sich die Kritiker der Abkom-
men durchsetzen. Die Bundesregierung hat
erst in der vergangenen Woche beschlossen,
dem Vertrag mit dem südlichen Afrika zu-
zustimmen. Alexandra Endres T
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Lebensmittelmarkt in Ghana (linkes Bild) und Rosenzucht in Kenia: Kritiker der Partnerschaftsabkommen fürchten, dass die lokalen Produzenten beim Freihandel mit Europa das Nachsehen haben. © picture-alliance/ZB/dpa
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Streit um Nutzen des Freihandels und Rechte des Parlaments
BUNDESTAG Die Opposition will die Abkommen mit Afrika stoppen. Ungeklärt ist die Frage, ob der Bundestag die Verträge ratifizieren muss

Die Kritik hält an, doch schon
bald sollen die Wirtschaftspart-
nerschaftsabkommen (WPA)
der EU mit den Staaten Afrikas

unter Dach und Fach sein. Das Abkommen
mit Westafrika hat die Bundesregierung be-
reits unterschrieben. In der vergangenen
Woche beschloss das Kabinett, auch das
WPA mit dem südlichen Afrika (SADC) zu
unterzeichnen. Es soll Ende Mai vom Rat
der Europäischen Union beschlossen wer-
den und vorläufig in Kraft treten. Das Ab-
kommen mit Ostafrika soll bald folgen.
Der Parlamentarische Staatssekretär beim
Bundesminister für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung, Thomas Sil-
berhorn (CSU), war am vergangenen Don-
nerstag in der Bundestagsdebatte zum The-
ma voll des Lobes: Die WPA stärkten
„nicht nur den Handel mit der EU, son-
dern auch den Handel innerhalb Afrikas“,
betonte er. Die Entwicklungsländer erhiel-
ten deutlich bessere Möglichkeiten, ihre
Produkte zu exportieren. Die Kritiker ver-
suchte er zu beruhigen: Die Abkommen
verursachten eine „Marktöffnung mit Au-

genmaß“. So bleibe ein Fünftel der Produk-
te dauerhaft geschützt. Bei einer „ernsthaf-
ten Schädigung der heimischen Wirtschaft“
sei zudem vorgesehen, dass zusätzlich fle-
xible Schutzmaßnahmen wie Zölle erho-
ben werden können, betonte Silberhorn.
Die SPD-Fraktion sieht jedoch noch kriti-
sche Punkte, vor allem in Bezug auf die
Nachhaltigkeitskapitel, die noch nicht ver-
bindlich seien, wie Sascha Raabe bemän-
gelte. Er forderte, in den Nachverhandlun-
gen menschenrechtliche, ökologische und
soziale Standards zu verankern.
Der Opposition wäre es indes lieber, wenn
die Abkommen gleich in den Papierkorb
wandern würden. So fordert die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen in einem Antrag
(18/8243), die WPA zu stoppen. Sie seien
„kontraproduktiv“, urteilte Uwe Kekeritz.
Durch sie würde das Recht der afrikani-
schen Länder auf Exportsteuererhöhungen
stark beschnitten, Importzölle fielen über-
wiegend weg. „Wir alle wissen, dass diese
Länder genau diese Steuereinnahmen
brauchen, um überhaupt existieren zu
können“, warnte er. Als besonders proble-

matisch wertete Kekeritz es, dass die Staa-
ten Märkte für europäische Produkte öff-
nen müssten.
Für Heike Hänsel (Die Linke) ist der Be-
griff „Partnerschaftsabkommen“ schlicht
„zynisch“. Der „perverse Teufelskreis von
Preisdumping, Plattmachen von Kleinbau-
ern, Perspektivlosigkeit und Flucht“ müsse

endlich durchbrochen werden, appellierte
sie. „Freihandel bringt nur wenigen großen
Konzernen viel Profit. Freihandel zerstört
und ist eine Fluchtursache.“
Kontrovers diskutiert wurde einmal mehr
die Frage, ob der Bundestag die Abkom-
men ratifizieren muss. Das Bundesjustiz-
ministerium vertritt offiziell die Auffas-

sung, dass der abstimmungsrelevante Teil
der so genannten „gemischten Abkom-
men“ (siehe Stichwort), weniger politi-
scher als technischer Natur sei. Daher sei
das Parlament nicht zuständig. Ein Gut-
achten des Wissenschaftlichen Dienstes des
Bundestages sowie die Sachverständigen in
einer Anhörung des Rechtsausschusses ka-
men jedoch zu einem anderen Schluss. Be-
reits im April 2015 hatte Bundestagspräsi-
dent Norbert Lammert (CDU) davor ge-
warnt, das von der Bundesregierung unter-
zeichnete WPA mit Westafrika nicht am
Bundestag vorbei zu beschließen. Die De-
batte um die Abkommen mit den USA
(TTIP) und Kanada (CETA) zeige, dass sol-
che Vereinbarungen weite Teile der deut-
schen Öffentlichkeit beschäftigten.

»Völlig überholt« Das sehen auch Linke
und Grüne so. Allerdings scheiterten sie in
der vergangenen Woche mit einem ent-
sprechenden Antrag (18/5096). Heike
Hänsel warf der Bundesregierung vor, eine
„völlig überholte Auslegung des Grundge-
setzes“ vorzunehmen. Uwe Kekeritz be-

zeichnete Handelsverträge als „zentral“. Sie
gehörten grundsätzlich im Parlament dis-
kutiert. Sascha Raabe erklärte den Opposi-
tionsantrag unterdessen für erledigt. Er be-
rief sich auf ein Gespräch mit Justizminis-
ter Heiko Maas (SPD), in dem dieser ihm
zugesichert habe, seine Meinung geändert
zu haben. Auch Entwicklungsminister
Gerd Müller (CSU) habe ihm vor der De-
batte gesagt, dass der Bundestag das Ab-
kommen mit Westafrika ratifizieren könne.
Er gehe daher davon aus, sagte Raabe,
„dass das auch die Haltung der Bundesre-
gierung insgesamt werden wird“. Eine offi-
zielle Stellungnahme gibt es dazu bislang
nicht. Allerdings hatte die Regierung einen
Tag zuvor verkündet, dem Bundestag das
WPA mit dem südlichen Afrika zur Abstim-
mung vorlegen zu wollen. Johanna Metz T

Die Sorge ist,
dass Afrikaner
am Ende nur
Konsumenten
europäischer
Billigwaren

sind.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

> STICHWORT
EU-Handelspolitik und Beteiligung des Bundestages

> Gemischte Abkommen Für die Handelspolitik ist die EU zu-
ständig, Übereinkünfte mit Drittländern darf sie allein abschlie-
ßen. Die Freihandelsabkommen mit Afrika hat sie jedoch als
gemischte Abkommen eingestuft. Das heißt, dass Teile davon
in die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten fallen.

> Bundestag Die Bundesregierung hält auch die geplanten Frei-
handelsabkommen mit den USA (TTIP) und Kanada (CETA) für
gemischte Abkommen. Strittig ist, ob und in welchem Maße
der Bundestag solchen gemischten Freihandelsabkommen zu-
stimmen muss. ©

pi
ct

ur
e-

al
lia

nc
e/

dp
a


